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554. Bundesgesetz: Veräußerung von unbeweglichem Bundesvermögen
(NR: GP XIV RV 1005 AB 1056 S. 106.)

5 5 5 . Verordnung: Schulfreierklärung des 30. April 1979
5 5 6 . Verordnung: Kundmachung der Regelung Nr. 27 gemäß dem Übereinkommen über die

Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungs-
gegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige An-
erkennung der Genehmigung

5 5 7 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 143 Hausruck Straße im Bereich der
Gemeinden Reichersberg und Ort im Innkreis

554 . Bundesgesetz vom 8. November 1978
über die Veräußerung von unbeweglichem

Bundesvermögen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen ist zu
nachstehender Verfügung über unbewegliches
Bundesvermögen zu folgendem Schätzwert er-
mächtigt:

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Rösch

5 5 5 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 14. Oktober
1978, mit welcher der 30. April 1979 schulfrei

erklärt wird

Auf Grund des § 2 Abs. 5 des Schulzeit-
gesetzes, BGBl. Nr. 193/1964, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 468/1974 und 142/
1978 wird verordnet:

Für die im Schulorganisationsgesetz geregelten
mittleren und höheren Schulen und Akademien
sowie die den Pädagogischen Akademien ein-
gegliederten Übungsschulen, das Bundes-Blinden-
erziehungsinstitut in Wien, das Bundes-Taub-

stummeninstitut in Wien und die Bundes-Berufs-
schule für Uhrmacher in Karlstein in Nieder-
österreich wird der 30. April 1979 schulfrei er-
klärt.

Sinowatz

556 . Verordnung des Bundeskanzlers vom
14. November 1978 über die Kundmachung
der Regelung Nr. 27 gemäß dem Überein-
kommen über die Annahme einheitlicher Be-
dingungen für die Genehmigung der Aus-
rüstungsgegenstände und Teile von Kraft-
fahrzeugen und über die gegenseitige An-

erkennung der Genehmigung

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1972, BGBl. Nr. 293,
wird verordnet:

Die Kundmachung der Regelung Nr. 27 über
einheitliche Vorschriften für die Genehmigung
der Warndreiecke gemäß dem Übereinkommen
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für
die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände
und Teile von Kraftfahrzeugen und über die
gegenseitige Anerkennung der Genehmigung
(BGBl. Nr. 177/1971) hat dadurch zu erfolgen,
daß diese Regelung *) zur Einsicht während der
Amtsstunden im Bundesministerium für Verkehr
und bei allen Ämtern der Landesregierung auf-
liegt.

Kreisky

*) Da die österreichische Mitteilung betreffend die
Anwendung der Regelung Nr. 27 am 20. September
1978 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
eingelangt ist, tritt diese Regelung gemäß Art. 1
Abs. 8 des genannten Übereinkommens mit 19. No-
vember 1978 für Österreich in Kraft.
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5 5 7 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 14. Novem-
ber 1978 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 143 Hausruck Straße
im Bereich der Gemeinden Reichersberg und

Ort im Innkreis

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 143 Hausruck Straße wird im Bereich der Ge-
meinden Reichersberg und Ort im Innkreis wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
an der mit Verordnung vom 29. Jänner 1975,

BGBl. Nr. 100, bestimmten Anschlußstelle Ort
der A 8 Innkreis Autobahn und bindet bei km
6,45 (alt)/km 1,43 (neu) wieder in den Bestand
ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Oberösterreichi-
schen Landesregierung sowie bei den Gemeinden
Reichersberg und Ort im Innkreis aufliegenden
Planunterlagen (Maßstab 1 : 5000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser


